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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die Gemeinde Marpingen beabsichtigt 
mit der vorliegenden Planungsmaßnahme 
die Schaffung der planungsrechtlichen 
Rahmenbedingungen für die Errichtung 
einer Freiflächen-Photovoltaik-Anlage im 
Ortsteil Alsweiler.

Diese dient der regenerativen Erzeugung 
von Strom und der gleichzeitigen Reduzie-
rung des Verbrauchs fossiler Energieträger. 

Der geplante Solarpark ist ca. 0,9 ha groß. 
Der Geltungsbereich befindet sich südwest-
lich des Ortsteils Alsweiler am Ende der 
Feldstraße.

Die für die Errichtung des Solarparks vorge-
sehene Fläche gliedert sich in zwei Teilbe-
reiche, getrennt durch einen geschotterten 
Wirtschaftsweg. Die Teilfläche südlich des 
Weges stellt sich größtenteils als geschot-
terte Lagerfläche für Schnittholz dar (Lager-
fläche der Firma Ohlmann). In den Randbe-
reichen befinden sich mehrere Gehölze. Die 
Teilfläche nördlich des Weges ist geprägt 
durch ruderale Strukturen, Brombeersträu-
cher, Sand-, Schutt-, Totholz- und Reisig-
haufen sowie verschiedene Gehölze in den 
Randbereichen.

Aktuell beurteilt sich die planungsrecht-
liche Zulässigkeit nach § 34 / 35 BauGB 
(Außenbereich). Danach ist die Planung 
nicht realisierungsfähig. 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen zur Realisierung der Freiflächen- Photo-
voltaik-Anlage zu schaffen, hat die Gemein-
de Marpingen gemäß § 1 Abs. 3 und § 2 
Abs.  1 die Aufstellung des Bebauungspla-
nes „Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Als-
weiler“ beschlossen.

Parallel zum Bebauungsplan ist entspre-
chend § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprü-
fung durchzuführen. Der Umweltbericht ist 
gesonderter Bestandteil der Begründung. 

Ein Blendgutachten wird parallel zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes erstellt:

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist 
die Kernplan Gesellschaft für Städtebau 
und Kommunikation mbH, Kirchenstraße 
12, 66557 Illingen, beauftragt worden.

Der Umweltbericht wurde durch das Pla-
nungsbüro Dr. Maas - Büro für Ökolo-
gie und Planung, Altforweilerstraße 12, 
66740 Saarlouis, erstellt. Die vorliegen-
de Begründung enthält Auszüge aus dem 
Umweltbericht.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Marpingen stellt den Geltungsbereich als 
gewerbliche Baufläche dar. Der vorliegen-
de Bebauungsplan widerspricht damit dem 
Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB, 
wonach Bebauungspläne aus dem Flächen-
nutzungsplan zu entwickeln sind. Aus die-
sem Grund wird für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplans der rechtswirksame 
Flächennutzungsplan im Parallelverfahren 
gem. § 8 Abs. 3 BauGB teilgeändert.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Der Geltungsbereich befindet sich  südwest-
lich des Siedlungskörpers von Alsweiler, am 
Ende der Feldstraße in Nachbarschaft zum 
Gewerbebetrieb der Fa. Ohlmann.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Süden durch die Straße „Reiters-
berg“,

•	 im Westen durch landwirtschaftliche 
Flächen,

•	 im Norden durch landwirtschaftliche 
Flächen,

•	 im Osten durch gewerbliche Baufläche, 
private und gemeindeeigene Grünflä-
chen sowie das Wohngebäude 
Feldstraße Nr. 30.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs 
sind der Planzeichnung des Bebauungs-
plans zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes und 
Umgebungsnutzung

Östlich an den Planungsraum grenzt ein 
Gewerbegebiet mit größeren Gebäuden 
und Hallen an. Südlich, westlich und nörd-
lich der geplanten Photovoltaik-Anlage be-
finden sich landwirtschaftlich genutzte Flä-
chen (Äcker, Wiesen, Streuobstbestände) 
bzw. Sukzessionsflächen mit Staudenfluren 
und Gebüschen. 

Der zukünftige Standort der Photovolta-
ik-Anlage ist stark anthropogen überformt. 
Der Bereich wird seit Jahren als Lagerfläche 
für Baustoffe und Holz genutzt. Es über-
wiegen Aufschüttungs- und Abgrabungs-
flächen, die aktuell in unterschiedlicher In-
tensität genutzt werden bzw. teilweise 
brach liegen. Die Fläche wird von schmalen 

Baumhecken aus Salweiden und Birken um-
grenzt, die im Zuge der Maßnahme gero-
det werden.

Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet befindet sich vollständig im 
Privateigentum. Sie werden für die Dauer 
des Betriebs von dem Betreiber gepachtet.

Topografie des Plangebietes

Der Geltungsbereich weist ein leichtes Ge-
fälle in Richtung Süden auf. Gemäß des an-
gestrebten Planvorhabens ist aber nicht da-
von auszugehen, dass sich die Topografie 
in irgendeiner Weise auf die Festsetzungen 
dieses Bebauungsplanes auswirken wird.

Verkehrsanbindung

Der Geltungsbereich grenzt unmittel-
bar westlich an den ausgebauten Teil der 

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage des Plangebietes; ohne Maßstab; Quelle: LVGL, ZORA; Bearbeitung: Kernplan
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Feldstraße an. Durch den Geltungsbereich 
verläuft die geschotterte Fortführung der 
Feldstraße als Feldwirtschaftsweg. 

Für die Errichtung bzw. den Betrieb der 
Photovoltaikfreiflächenanlage sind lediglich 
Zuwegungen für die Aufstellung und War-
tung der Module notwendig. Darüber hi-
nausgehende verkehrliche Erschließungs-
maßnahmen sind nicht erforderlich. 

Zur Einspeisung des gewonnenen Stromes 
in das Stromnetz ist die Errichtung von min-
destens einem Wechselrichter notwendig. 
Das gesamte Gebiet wird zum Schutz vor 
Vandalismus und Diebstahl eingezäunt, im 
Bereich der Zuwegungen sind Tore vorge-
sehen.

Infrastruktur

Das Plangebiet liegt am Rande eines be-
bauten Gewerbegebietes.

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur und da-
mit Anschlusspunkte sind bereits aufgrund 
der angrenzenden Bestandsbebauung vor-
handen und weisen noch ausrechende Ka-
pazitäten auf.

Um den nächstgelegenen Einspeisepunkt 
zu erreichen, muss eine unterirdische 
Kabeltrasse verlegt werden. 

Ein Wasseranschluss ist für die Freiflä-
chen-Photovoltaik-Anlage nicht erforder-
lich.

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Alternativen wurden im Rahmen der 
Standortsuche sowie der Erstellung des Be-
bauungsplanes untersucht.

Standortalternativen ergaben sich aufgrund 
der Flächenverfügbarkeit sowie der ge-
wünschten Nutzung mit spezifischen Anfor-
derungen an Andienung und Zuschnitt so-
wie der bauplanungsrechtlich zulässigen 
Nutzung nicht. Zudem stellt das Vorhaben 
eine sinnvolle Revitalisierung einer vormals 
gewerblich genutzten Fläche dar. 

Angesichts der anthropogenen Vorbelas-
tung des Standortes durch die vormals ge-
werbliche Nutzung der südlichen Teilflä-
che sowie aufgrund seiner Ausrichtung eig-
net sich der gewählte Standort besonders 
gut zur Errichtung einer Freiflächen-Photo-
voltaik-Anlage. Gleichzeitig bedingt die be-
reits bestehende Erschließung des Gebietes 
eine Minimierung der ökologischen Beein-
trächtigungen und damit eine größtmögli-
che Umweltverträglichkeit. 

Auf dem Standort selbst wurden mehre-
re Alternativen hinsichtlich Bebauung bzw. 
Aufstellung der Freiflächen-Photovoltaik- 
Anlage untersucht. Aufgrund der Abhängig-
keit von der Besonnung ist die im Bebau-
ungsplan dargestellte Alternative allerdings 
die einzige, welche alle erforderlichen funk-
tionalen Anforderungen erfüllt.

Blick in das Plangebiet von Norden; Quelle: Dr. Maas - Büro für Ökologie und Planung

Katasterauszug mit Geltungsbereich; ohne Maßstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Grundzentrum Marpingen; nicht-zentraler Ortsteil Alsweiler

Vorranggebiete •	 nicht direkt betroffen; unmittelbar westlich grenzt ein Vorranggebiet für Landwirt-
schaft (VL) an das Plangebiet heran

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 keine Restriktionen für das Vorhaben

•	 Die vorgesehene Planung steht im Einklang mit den raumordnerisch und landespla-
nerisch vorgegebenen Entwicklungszielen und Grundsätzen vom 
Landesentwicklungsplan - Teilabschnitt Siedlung.

Landschaftsprogramm •	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen; Die vorgesehene Pla-
nung widerspricht insgesamt nicht den raumordnerisch vorgegebenen Entwicklungs-
zielen und Grundsätzen.

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

nicht betroffen

Naturpark •	 Lage im Naturpark Saar-Hunsrück: aufgrund der fehlenden Bedeutung des Gebietes 
für Landschaftsbild und Erholung stellt dies kein Widerspruch dar

Naturschutzgebiete Südlich des Planungsraumes befindet sich das Tälchen des Merschbachs, das im Zuge von 
NATURA 2000 als FFH- und Vogelschutzgebiet ausgewiesen wurde. Es liegt hangabwärts 
in einer Entfernung von ca. 110 m, so dass Auswirkungen auf das Schutzgebiet und 
die darin geschützten FFH-Arten und FFH-Lebensraumtyen aufgrund des eng begrenzten 
Wirkbereichs der Photovoltaik-Anlage ausgeschlossen werden können.

Durch das geplante Projekt sind auch keine schädigenden Fernwirkungen auf das FFH- 
und Vogelschutzgebiet zu erwarten.

Landschaftsschutzgebiete nicht betroffen

Wasserschutzgebiete nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Überschwem-
mungsgebiete, Geschützte Land-
schaftsbestandteile, Nationalparks, 
Biosphärenreservate

nicht betroffen

Naturparks nicht betroffen

Denkmäler, Naturdenkmäler nicht betroffen

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere 
und Pflanzen

Am Rand der Planungsfläche befinden sich Gehölze. Damit stehen den Gehölz- und He-
ckenbrütern unter den Vögeln Brutmöglichkeiten zur Verfügung. Daher darf eine Rodung 
oder ein Einschlag nur zu den gesetzlichen Rodungsfristen n. § 39, Abs. 5, Nr. 2 BNatSchG 
außerhalb der Zeit vom 1. März bis zum 30. September erfolgen.
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Kriterium Beschreibung

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG, Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu den artenschutzrechtlich relevanten Ar-
ten zählen alle gemeinschaftsrechtlich ge-
schützten Tier- und Pflanzenarten d. h. al-
le streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle euro-
päischen Vogelarten. Bei „Allerweltsar-
ten“ mit einem landesweit günstigen Er-
haltungszustand und einer großen Anpas-
sungsfähigkeit kann i.d.R. davon ausge-
gangen werden, dass mit keinen popula-
tionsrelevanten Störungen und keinen Be-
einträchtigungen der ökologischen Funk-
tion ihrer Lebensstätten, insbesondere der 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu rech-
nen ist.

Nach derzeitigem Stand kollidieren die geplanten Maßnahmen im Plangebiet kaum mit 
dem Artenschutz, sondern stellen im Gegensatz hierzu eine Optimierung dar.

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: siehe 
Umweltbericht

Parallel zum Bebauungsplan ist gem. § 2 
Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durch-
zuführen. Der Umweltbericht ist gesonder-
ter Bestandteil der Begründung.

Die Verminderungs-, Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen sind dem Maßnahmenplan zum 
Umweltbericht zu entnehmen und werden als Festsetzung in den Bebauungsplan über-
nommen.

Quelle: Maßnahmenplan zum Umweltbericht; Dr. Maas - Büro für Ökologie und Planung, 
Saarlouis, Stand: 24.04.2018
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB nicht erfüllt; parallele Teiländerung des Flä-
chennutzungsplanes im Bereich des Geltungsbereiches (Schwarze Balkenlinie);

Bestand

Teiländerung
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung 
- Sonstiges Sondergebiet 
„Photovoltaik“

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 
Abs. 2 BauNVO

Gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO ist ein solches 
Gebiet als Sonstiges Sondergebiete festzu-
setzen, das sich von den Baugebieten nach 
den §§ 2 bis 10 BauNVO wesentlich unter-
scheidet. Analog Abs.  2 ist deren Zweck
bestimmung und die Art der Nutzung fest-
zusetzen.

Ziel der vorliegenden Planung ist, 
die Nutzung des Gebietes mit einer 
F r e i f l ä c h e n - P h o t o v o l t a i k - A n l a g e 
planungsrechtlich vorzubereiten.

Deshalb sind innerhalb des Baufensters An-
lagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie zulässig.

Weiterhin wurde die Zulässigkeit von An-
lagen festgesetzt, die erforderlich sind, um 
die angestrebte Hauptnutzung zu realisie-
ren.

Zur internen Erschließung des Sonsti-
gen Sondergebietes „Photovoltaik“ sind 
Zuwegungen zulässig. Ein wichtiges Ele-
ment jeglicher Nutzung ist die Entwäs-
serung. Vorrichtungen zur Entwässerung 
müssen zwingend zulässig sein, um einen 
schadlosen Abfluss von Wasser zu ermög-
lichen.

Die Errichtung von Zäunen und Über
wachungskameras dient dem Schutz der 
Anlage vor Vandalismus und Diebstahl.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr.  1 BauGB i.V.m. § 18 
BauNVO

Die Festsetzung der maximalen Höhe bau-
licher Anlagen dient der Verhinderung 
einer Höhenentwicklung über das unbe-
dingt nötige Maß hinaus und sorgt somit 
für ein möglichst harmonisches Einfügen 
in das Landschaftsbild. Innerhalb der zuläs-
sigen Höhe können alle technischen Mög-
lichkeiten für eine möglichst optimierte 
Photovoltaiknutzung ergriffen werden.

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes; ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

TEIL A: PLANZEICHNUNG

PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

SONSTIGES SONDERGEBIET „PHOTOVOLTAIK“ (SOPV)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 11 BAUNVO)

Anlagenhöhe 4 m HÖHE BAULICHER ANLAGEN, HIER: MAXIMALE HÖHE DER PHOTOVOLTAIKANLAGE
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ
max. 0,5

GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

GR
max. 180 qm

MAXIMAL VERSIEGELBARE GRUNDFLÄCHE IM GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 19 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB U. § 23 ABS. 3 BAUNVO)

F
VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; 
HIER: FELDWIRTSCHAFTSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN; HIER: MITTELSPANNUNGSFREILEITUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

A1 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB)

VON BEBAUUNG FREIZUHALTENDE BZW. NUR EINGESCHRÄNKT NUTZBARE SCHUTZFLÄCHEN; SCHUTZSTREIFEN MITTELSPANNUNGSFREILEITUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB)

Baugebiet Anlagenhöhe

Grundfl ächenzahl Grundfl äche

- -

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB

 SONSTIGES SONDERGEBIET „PHOTOVOLTAIK“
GEM. § 11 BAUNVO

zulässig sind:

Gebiet für die Errichtung einer Freifl ächen-Photovolta-
ik-Anlage, siehe Plan.

1. Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer 
Strahlungsenergie (Photovoltaikanlage).

2. Alle zum Betrieb der Photovoltaikanlage erforder-
lichen Anlagen, Funktionen, Bauteile, Zufahrten, 
Zuwegungen, Zäune, Wechselrichter, Transforma-
toren, Überwachungskameras.

3. Alle zur Entwässerung des Plangebietes notwen-
digen Infrastrukturen (z.B. Entwässerungsrinnen, 
-becken und -mulden) samt Zubehör.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M. §§ 16 - 21 
A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Photovoltaikmodule dürfen maximal 4 m über 
das heutige Gelände hinausragen. Kameramasten 
zur Überwachung des Geländes dürfen eine Höhe 
von max. 8 m aufweisen. Zäune sind bis zu einer 
Höhe von 3 m zulässig. Alle sonstigen Anlagen und 
Nebenanlagen (z.B. Wechselrichter und Trafogebäude) 
dürfen eine Höhe von 3,5 m nicht überschreiten.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL UND MAXIMAL 
VERSIEGELBARE GRUNDFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.
Die Grundfl ächenzahl (GRZ) wird für die Modulfl äche 
als projizierte überbaubare Fläche auf 0,5 festgesetzt. 
Die GRZ bezieht sich auf das gesamte Sonstige Son-
dergebiet.
Die maximal versiegelbare Grundfl äche (tatsächliche 
Bodenversiegelung durch Rammpfosten der Unter-
gestelle, Wechselrichter, Transformatoren, Übergabe-
station, Zaunpfosten u.ä.) darf insgesamt maximal 
180 qm betragen.

3. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB I.V.M. § 23 
BAUNVO

Siehe Plan.
Die überbaubare Grundstücksfl äche wird im Plan mit-
tels Baugrenze festgesetzt. Die PV-Modultische sind 
innerhalb der im Plan defi nierten Baugrenze zu errich-
ten.
Innerhalb der überbaubaren Grundstücksfl äche dürfen 
außerdem alle zum Betrieb der Photovoltaikanlage 
erforderlichen Anlagen, Funktionen, Bauteile, 
Zuwegungen und Einfriedungen errichtet werden.
Des Weiteren dürfen innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfl äche alle zur Entwässerung des Plan-
gebietes notwendigen Entwässerungsbecken, -gräben 
und -mulden samt Zubehör ausgebaut werden.
Zuwegungen, Einfriedungen, Wechselrichter  und Ka-
meramasten dürfen auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfl äche errichtet werden. 

4. VERKEHRSFLÄCHE BESONDE-
RER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
FELDWIRTSCHAFTSWEG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.
Der bestehende Feldwirtschaftsweg innerhalb des 
Geltungsbereiches ist unverändert zu erhalten.

5.  OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN; 
HIER: MITTELSPANNUNGSFREILEITUNG 

 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan.

6. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

A1: Innerhalb des sonstigen Sondergebietes 
„Photovoltaik“ ist auf den nicht versiegelten Flächen 
fl ächendeckend extensives Grünland zu entwickeln. 
Dies geschieht nach entsprechender Bodenvorberei-
tung durch Ansaat mit Regiosaatgut.
Die Flächen sind regelmäßig ein bis maximal dreimal 
pro Jahr zu mähen (inkl. Abtransport des Mahdgutes). 
Auf die Verwendung von Düngemitteln aller Art 
und Herbiziden ist zu verzichten. Diese extensive 
Grünlandnutzung ist für den kompletten Zeitraum der 
Nutzung des Gebietes als Solarpark durchzuführen. 

7. VON DER BEBAUUNG FREIZUHALTENDE 
BZW. NUR EINGESCHRÄNKT NUTZBARE 
SCHUTZFLÄCHEN; HIER: SCHUTZSTREIFEN 
MITTELSPANNUNGSFREILEITUNG

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 24 BAUGB I.V.M § 9 ABS. 1 
NR. 21 BAUGB

Innerhalb des 10 m breiten, beidseits entlang der 
Mittelspannungsfreileitung liegenden und entsprechend 
gekennzeichneten Schutzstreifens sind Bauvorhaben 
nur in Abstimmung mit dem Versorgungsträger zuläs-
sig.
Die deckungsgleich mit dem Schutzstreifen liegende 
Fläche ist zu Wartungs- und Instandhaltungszwecken 
mit Leitungsrechten zugunsten des Versorgungsträgers 
zu belasten.

8. RÜCKBAUVERPFLICHTUNG UND 
FOLGENUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 2 BAUGB

Die festgesetzten Nutzungen sind nur so lange zuläs-
sig, wie die Photovoltaikanlage betrieben wird. Nach 
Betriebsende ist diese innerhalb von zwei Jahren ein-
schließlich aller Nebeneinrichtungen und Fundamente 
zurückzubauen. Als Folgenutzung wird eine Fläche für 
die Landwirtschaft festgesetzt.

9. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
unter Berücksichtigung der aktuell gültigen 
Änderungen.

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezem-
ber 1990 (BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 
1057).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 
(BGBl. I S. 3434).

• Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 
(BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBI. I S. 2532).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 
2017 (BGBl. I S. 3370).

• Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBI. I S. 1274), das zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 15. Juni 2016 
(Amtsbl. I S. 840).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 

geändert durch das Gesetz vom 13. Juli 2016 
(Amtsbl. I S. 714, 2017 I S. 280).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 13. Oktober 2015 
(Amtsbl. I S. 790).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 1 des Gesetzes Nr. 1554 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalrechts) vom 19. Mai 2004 
(Amtsbl. S. 1498), zuletzt geändert durch das Ge-
setz vom 13. Oktober 2015 (Amtsblatt I S. 790).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 03. Dezember 2013 (Amtsbl. I 
2014 S. 2).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 2393).

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im 
Saarland (SaarlUVPG) vom 30. Oktober 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 2494), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 13. Oktober 2015 (Amtsbl. I S. 790).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzum-
triebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den 
Stock zu setzen.

• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen.  
Auf die Anzeigepflicht und das befristete Veränderungsverbot bei Bodenfunden gem. § 12 SDSchG wird 
hingewiesen. 

• Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländi-
sches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, die untere Bodenschutzbehörde des Landesamtes 
für Umwelt- und Arbeitsschutz zu informieren.

• Im Plangebiet sind keine konkreten Hinweise auf mögliche Kampfmittel zu erkennen. Sollten wider Erwar-
ten Kampfmittel gefunden werden (Zufallsfunde), so ist über die zuständige Polizeidienststelle der Kampf-
mittelbeseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.

• Beim Einsatz von Transformatoren, sind die einschlägigen Regelungen der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) in der jeweils aktuellen Fassung zu beachten.

HINWEISE

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 LBO)

Die Photovoltaikanlage ist einzufrieden. Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 3 Meter zulässig.
Die Zaunanlage um die Photovoltaikanlage sollte so gestaltet werden, dass sie für Klein- und Mittelsäuger 
durchlässig ist. Auf Sockelmauern sollte aus Gründen der Durchlässigkeit grundsätzlich verzichtet werden. Die 
Zaununterkante sollte etwa 20 cm über der Geländeoberfläche liegen. 
Um die negativen Auswirkungen der Zaunanlage auf das Landschaftsbild möglichst zu minimieren, sollte die 
Zaunanlage in gedeckten grünen Farbtönen (z.B. RAL 6002, RAL 6005 oder RAL 6009 ) gehalten werden.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO)

VERFAHRENSVERMERKE
• Der Gemeinderat der Gemeinde Marpingen hat am 

__.__.2018 die Einleitung des Verfahrens zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes „Freifl ächen-Photo-
voltaik-Anlage Alsweiler” beschlossen (§ 2 Abs. 1 
BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustellen, 
wurde am __.__.2018 ortsüblich bekanntgemacht 
(§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebau ungs planes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen.

• Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter-
richtung in der Zeit vom __.__.2018 bis einschließ-
lich __.__.2018 frühzeitig beteiligt (§ 3 Abs. 1 
BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden, deren Aufga-
benbereich von der Planung berührt werden kann, 
wurden mit Schreiben vom __.__.2018 frühzeitig 
beteiligt und von der Planung unterrichtet und um 
Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB (Scoping) aufgefordert 
(§ 4 Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.2018 zur Stellung nahme eingeräumt.

• Der Gemeinderat der Gemeinde Marpingen hat in 
seiner Sitzung am __.__.2018 den Entwurf gebil-
ligt und die  öffentliche Auslegung des Bebauungs-
planes „Freifl ächen-Photovoltaik-Anlage Alswei-
ler” beschlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) 
sowie der Begründung, hat in der Zeit vom 
__.__.2018 bis ein schließlich __.__.2018 öffent-
lich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB). 

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hin-
weis, dass Stellungnahmen während der Ausle-
gungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können, 
am __.__.2018 ortsüblich bekannt gemacht (§ 3 
Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie die Nachbargemeinden wurden mit 
Schreiben vom __.__.2018 von der Auslegung be-
nachrichtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine 

Frist bis zum __.__.2018 zur Stellung nahme ein-
geräumt. 

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öffent-
licher Belange sowie der Bürger Anregungen und 
Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vorge-
brachten Bedenken und Anregungen erfolgte durch 
den Gemeinderat am __.__.2018. Das Ergebnis 
wurde denjenigen, die Anregungen und Stellung-
nahmen vorgebracht haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 
Satz 4 BauGB).

• Der Gemeinderat hat am __.__.2018 den Bebau-
ungsplan „Freifl ächen-Photovoltaik-Anlage Als-
weiler” als Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 
BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) so-
wie der Begründung.

• Der Bebauungsplan „Freifl ächen-Photovoltaik-An-
lage Alsweiler” wird hiermit als Satzung ausgefer-
tigt.

 Marpingen, den __.__.____   

 ________________
 Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 BauGB, 
ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der Entschädi-
gungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 
sowie Abs. 4 BauGB und § 44 Abs. 5 BauGB und 
auf die Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hinge-
wiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „Freifl ächen-Photovoltaik-Anlage Alsweiler“, 
bestehend aus der Plan zeich nung (Teil A) und dem 
Textteil (Teil B) sowie der Begründung, in Kraft 
(§ 10 Abs. 3 BauGB).

 Marpingen, den __.__.____   

 ________________
 Der Bürgermeister

Bearbeitet im Auftrag der
Kommunale Dienste Marpingen GmbH
Urexweilerstraße 11
66646 Marpingen
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Grundflächenzahl und maximal 
versiegelbare Grundfläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 
BauNVO

Die Grundflächenzahl nach §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter überbaute Grundflä-
che je Quadratmeter Grundstücksfläche zu-
lässig ist.

Die Bemessungsobergrenze für die bauliche 
Nutzung liegt in sonstigen Sondergebieten 
bei einer Grundflächenzahl von 0,8.

Im Sonstigen Sondergebiet „Photovoltaik“ 
ist jedoch eine Grundflächenzahl von 
0,5 für die projizierte überbaubare Flä-
che ausreichend, um die Belegungsdich-
te der Modultische zu regeln. Im Unter-
schied zu sonstigen baulichen Anlagen 
bringen Photovoltaikanlagen in aufge-
ständerter Bauweise einen sehr gerin-
gen Versiegelungsgrad mit sich. Der tat-
sächliche Versiegelungsgrad wird durch 
die Verankerung der Unterkonstruktion 
für die Photovoltaikmodultische im Bo-
den sowie durch die Flächen von Wech-
selrichtern und Trafogebäuden hervorge-
rufen. Daher wird zusätzlich festgesetzt, 
dass die Bodenversiegelung (Rammpfosten 
der Untergestelle, Wechselrichter, Transfor-
matoren, Übergabestation und Zaunpfos-
ten) maximal 180  qm erreichen darf. Die-
se Flächenangabe wird auch Grundlage der 
Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung.

Überbaubare und nicht über- 
baubare Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Die Festsetzung der Baugrenzen erlaubt 
die Errichtung der Freiflächen-Photovoltaik-
-Anlage an den vorgesehenen Stelle. Das 
Baufenster ist ausreichend groß dimensio-
niert, um alle zur Errichtung und zum Be-
trieb der Freiflächen-Photovoltaik-Anla-
ge notwendigen Nebenanlagen und Funk-
tionen anzulegen. Somit ist eine maximale 
Ausnutzung der Fläche im Plangebiet mög-
lich.

Aus Erschließungsgründen, einerseits wäh-
rend der Bauzeit aber auch während des 
Betriebes der Anlage, können Zuwegungen 
innerhalb der überbaubaren Grundstücks
fläche angelegt werden, um einen geregel-
ten Betriebsablauf inklusive Wartung und 

Pflege der Photovoltaikanlage zu gewähr-
leisten.

Zur Ableitung von nicht versickertem Nie-
derschlagswasser können entsprechende 
Einrichtungen zur Entwässerung samt er-
forderlichem Zubehör gebaut werden.

Verkehrsfläche besonde-
rer Zweckbestimmung; hier: 
Feldwirtschaftsweg

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Durch die Festsetzung der Verkehrsfläche  
besonderer Zweckbestimmung; Hier: 
Feldwirtschaftsweg wird die Erschließung 
des Plangebietes sichergestellt. 

Die Festsetzung dient der Sicherstellung der 
öffentlichen Zugänglichkeit der angrenzen-
den landwirtschaftlichen Flächen.

Oberirdische Versorgungslei-
tung; hier: Mittelspannungsfrei-
leitung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Angrenzend zum Plangebiet verläuft eine 
oberirdische Versorgungsleitung (Mittel-
spannungsfreileitung der energis GmbH). 
Da der zugehörige Schutzstreifen der Frei-
leitung bis in das Plangebiet hinreicht wird 
der Verlauf der v.g. Leitungen in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur, Boden und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Im Rahmen des geplanten Vorhabens wird 
lediglich ein geringer Flächenanteil (max. 
180 m2) vollversiegelt. In diesen Bereichen 
gehen die vorhandenen Biotopstrukturen 
vollständig verloren. Im Bereich der Solar-
module kommt es zudem zu einer Über-
schirmung, d. h. aufgrund der Bildung von 
Traufbereichen und Bereichen, die nicht 
mehr dem direkten Niederschlag ausgesetzt 
sind sowie einer reduzierten Sonnenein-
strahlung ist von Veränderungen der Stand-
ortsituation auszugehen.

Die maximal zulässige Überschirmung ist 
mit einer Grundflächenzahl von 0,5 eben-
falls sehr gering. Durch die maximal zulässi-
ge Versiegelung und die Überschirmung der 

Fläche durch die Modultische entsteht ein 
Ausgleichsbedarf von rd. 0,5 ha.

Durch die Umwandlung des Plangebietes 
in extensives Grünland sowie die Extensiv
ierung der Grünlandbereiche mit einer Re-
duzierung der Schnitt-Häufigkeit und spä-
tem Schnitt sowie einem zukünftigen Ver-
zicht auf das Einbringen von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln kann eine Regene-
ration beeinträchtigter Bodenpotenziale er-
folgen. 

Zum Ausgleich des Eingriffs in Natur und 
Landschaft sind die Flächen im gesamten, 
nicht vollversiegelten Geltungsbereich als 
extensives, artenreiches und standortge-
rechtes Grünland zu entwickeln und exten-
siv zu unterhalten und durch Mahd (1 bis 
3-malige Mahd pro Jahr) zu pflegen. Jegli-
che Düngung der Fläche ist untersagt.

Von der Bebauung freizuhal-
tende Flächen bzw. nur ein-
geschränkt nutzbare Schutz-
flächen; hier: Schutzstreifen 
Mittelspannungsfreileitung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB

Die Belastung von Teilen des Plangebie-
tes mit dem Schutzstreifen der Mittelspan-
nungsleitung dient zum einen dazu Versor-
gungsträgern die Zugänglichkeit der Grund-
stücke zu Wartungs-/Instandhaltungszwe-
cken zu gewährleisten und zum anderen 
zum Schutz der oberirdischen Versorgungs-
leitung.

Rückbauverpflichtung und 
Folgenutzung

Gem. § 9 Abs. 2 BauGB

Die innerhalb des Sonstigen Sondergebietes 
festgesetzten Nutzungen sind nur so lan-
ge zulässig, wie die Freiflächen-Photo-
voltaik-Anlage betrieben wird. Nach 
Betriebsende sind diese einschließlich aller 
Nebeneinrichtungen und Fundamente in-
nerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren 
zurückzubauen. Als Folgenutzung wird eine 
Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt.
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Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO)

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)

Für Bebauungspläne können analog § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der Saar-
ländischen Landesbauordnung (LBO) ge-
stalterische Festsetzungen getroffen wer-
den.

Die Einzäunung der Photovoltaikanlage 
dient dem Schutz vor Sachbeschädigung 
und Diebstahl. Die Bauvorschrift ist so 
ausgestaltet, dass die Einzäunung nach 
Möglichkeit keine Barriere für Klein- und 
Mittelsäuger darstellt.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche Planungs-
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials

•	 Gewichtung der Belange

•	 Ausgleich der betroffenen Belange

•	 Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen Le-
bensgrundlagen (im Sinne des §  1 Abs.  6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan einge-
stellt:

Auswirkungen auf die allgemei-
nen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
und die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen 
Daseins. Er enthält die aus den allgemei-
nen Planungsgrundsätzen entwickelte For-
derung für Bauleitpläne, dass die Bevölke-
rung bei der Wahrung der Grundbedürfnis-
se gesunde und sichere Wohn- und Arbeits-
bedingungen vorfindet.

Das bedeutet, dass das Wohn- und Arbeits-
feld so entwickelt werden soll, dass Beein-
trächtigungen vom Planungsgebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 
Planungsgebiet vermieden werden. Dies 
kann erreicht werden, indem unvereinbare 
Nutzungen voneinander getrennt werden.

Eine kritische Immissionssituation gem. 
den „Hinweisen zur Messung, Beurteilung 
und Minderung von Lichtimmissionen“ 
der Bund/Länderarbeitsgemeinschaft 
für Immissionsschutz besteht, wenn der 
Immissionsort weniger als 100 m in west-
licher oder östlicher Lage entfernt ist. 
Dies ist aufgrund der Entfernung der 
Wohnbebauung der Fall. Eine Bewertung 
der Immissionssituation erfolgt im Rahmen 
der Erstellung eines Blendgutachtens, wel-
ches bis zum Satzungsbeschluss vorliegen 
wird und in die Planunterlagen eingearbei-
tet wird.

Angesichts der topografischen Gegebenhei-
ten und aufgrund von zwischen Bebauung 
und Freiflächen-Photovoltaik-Anlage lie-
genden Gehölzstrukturen ist die PV-Anlage 
ohnehin aus der Ortslage Alsweiler kaum 
einsehbar. 

Die vorgesehene Nutzung des Plangebie-
tes durch die Errichtung einer Photovoltaik
anlage wird keinen Publikumsverkehr her-
vorrufen, sodass hierdurch potenziell her-
vorgerufene nachteilige Auswirkungen wie  
z.B. Lärm ausbleiben.

Auswirkungen der umgebenden Nutzun-
gen auf das Plangebiet können damit aus-
geschlossen werden.

Somit kann von Konfliktfreiheit in Bezug auf 
Immissionen ausgegangen werden.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

Von dem geplanten Vorhaben sind kei-
ne Auswirkungen auf das Orts- und Land-
schaftsbild zu erwarten.

Die Höhe der Photovoltaikanlagen ist auf 
4 m begrenzt, sodass keine optische Beein-
trächtigung des Umfeldes entstehen wird.

Blendende Reflexionen in Richtung der öst-
lichen Wohnbebauung und gewerblichen 

Nutzung sind aufgrund der Ausrichtung, 
des Anstellwinkels und der starken Eingrü-
nung nach allen Seiten nicht zu erwarten. 
Im Süden, Norden und Westen des Plan-
gebietes erstreckt sich weites und offenes 
Wald- und Wiesengelände, weshalb in die-
sem Bereich nicht mit Störungen durch Re-
flexionen zu rechnen ist.

Nach Aufgabe der Nutzung der PV-Anlage 
wird diese vollständig zurückgebaut.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Aufgrund der Habitatausstattung (Gebiet 
ist teilweise versiegelt) und der bestehen-
den Vorbelastungen ist die Bedeutung des 
Plangebietes als Lebensraum für planungs-
relevante Tiere sehr stark eingeschränkt. Die 
ökologische Bedeutung ist zu vernachlässi-
gen.

„Ein potenzielles Vorkommen von abwä-
gungs- oder artenschutzrechtlich relevan-
ten Tierarten kann ausgeschlossen werden, 
insbesondere sind keine Fortpflanzungs-
räume streng geschützter Tierarten betrof-
fen. Dies bezieht sich die Zaun- und Mau-
ereidechse und der Neuntöter, die den Pla-
nungsraum potenziell besiedeln könnten. 
Alle drei Arten wurden trotz gezielter Nach-
suche jedoch nicht gefunden. Für alle Arten 
gilt jedoch, dass in der Umgebung des Bau-
feldes ausreichend Ersatz-Lebensraum vor-
handen ist, so dass die sehr mobilen Ar-
ten (bei potenziellen Vorkommen) entspre-
chend ausweichen können. Eine erhebliche 
Beeinträchtigung kann somit ausgeschlos-
sen werden.

In Abhängigkeit vom Umfang des geplan-
ten Eingriffs ergibt sich aus den ermittel-
ten Habitatpotenzialen und Arthinweisen 
ein geringes Konfliktpotenzial. Dies begrün-
det sich aus der geringen Ausdehnung der 
Eingriffsfläche und den erfassten Habitat-
strukturen, die nur eine geringe Habitateig-
nung für europarechtlich geschützte Arten 
aufweisen. Für die im Eingriffsbereich zu er-
wartenden Vogelarten ist die ökologische 
Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang durch den geringen Umfang des 
Eingriffs und das adäquat strukturierte Um-
feld gewährleistet. Bei Beachtung bauzeit-
licher Restriktionen während der sensiblen 

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Zeiten von Vögeln können mit hinreichen-
der Sicherheit Direktverluste sowie erhebli-
che Störungen und Beeinträchtigungen der 
ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten europarechtlich geschütz-
ter Arten nach Artikel 1 der EU-Vogelschutz-
richtlinie und Anhang IV der FFH-Richtlinie 
ausgeschlossen werden.

Durch das geplante Projekt kommt es zu 
keinem Schaden, der erhebliche nachteili-
ge Auswirkungen auf die Erreichung oder 
Beibehaltung des günstigen Erhaltungszu-
stands von natürlichen Lebensräumen ge-
mäß § 19 (3) oder Arten gemäß § 19 (2) 
hat, da die relevanten Lebensräume und Ar-
ten im Eingriffsraum nicht vorhanden sind 
bzw. Schäden aufgrund der projektspezi-
fisch geringen Betroffenheit ausgeschlos-
sen werden können (z.B. fehlende Empfind-
lichkeit, geringe Reichweite der Wirkungs-
faktoren, keine Betroffenheit von Habita-
ten, etc.).“
Quelle: Freiflächen-Photovoltaik-Anlage Alsweiler - 
Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung; Dr. Maas - Bü-
ro für Ökologie und Planung, Saarlouis, Stand: 
30.04.2018

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass umweltschützende Belange durch die 
Planung nicht negativ beeinträchtigt wer-
den.

Durch die geplante Errichtung des Freiflä-
chen-Photovoltaik-Anlage kommt es bei 
Beachtung von Vermeidungsmaßnahmen 
und Umsetzung der festgesetzten Maßnah-
men weder zu direkten noch zu indirekten 
Beeinträchtigungen der Umwelt. Der Ein-
griff in die Natur und Landschaft wird voll-
ständig kompensiert.

Auswirkungen auf die Belange der 
Land- und Forstwirtschaft

Die Belange der Land- und Forstwirtschaft 
sind durch die Planung nicht betroffen.

Auswirkungen auf die Belange der 
Versorgung, insbesondere mit Ener-
gie

Es sind keine negativen Auswirkungen 
auf die Belange der Versorgung bekannt. 
Die in der Freiflächen-Photovoltaik-Anla-
ge gewonnene Energie wird in das örtliche 
Stromnetz eingespeist. Ein Wasseranschluss 
ist nicht erforderlich und entsprechend nicht 
vorhanden.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs

Die Erschließung des Plangebietes ist über-
einen Feldwirtschaftsweg gewährleistet, 
der eine Verlängerung der ausgebauten 
Feldstraße darstellt.

Ein erhöhtes Park- oder Verkehrsaufkom-
men kann ausgeschlossen werden, da 
durch die Art der Nutzung kein Kunden-, 
Liefer- oder Publikumsverkehr entsteht. Das 
kaum als solches zu bezeichnende „Ver-
kehrsaufkommen“ beschränkt sich auf ein-
zelne wenige Fahrten pro Jahr zur Kontrolle 
bzw. Instandhaltung der Freiflächen-Photo-
voltaik-Anlage.

Negative Auswirkungen auf die Verkehrssi-
cherheit durch die Photovoltaikanlage sind 
somit nicht zu erwarten.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung der geplan-
ten Freiflächen-Photovoltaik-Anlage kön-
nen durch die Überbauung mit PV-Modu-
len lokalklimatische Veränderungen auftre-
ten, da zum einen tagsüber unter den Mo-
dulreihen durch die Überdeckungs- und Be-
schattungseffekte niedrigere Temperaturen 
auftreten und zum anderen in den Nacht-
stunden infolge der Verhinderung der Ab-
strahlung durch die überdeckenden Modul-
tischen eine verminderte Kaltluftproduktion 
erfolgt.

Der Einwirkungsbereich ist auf den unmit-
telbaren Eingriffsbereich beschränkt. Die 
Wirkintensität ist aufgrund der betroffe-
nen Flächengröße als gering zu bezeichnen. 
Großräumige klimarelevante Auswirkungen 
sind nicht zu erwarten.

Beeinträchtigungen durch entstehende Be-
lastungen der Luft (Kfz-Verkehr zu Instand-
haltungszwecken) können aufgrund des 
sehr geringen Ausmaßes als vernachlässig-
bar eingestuft werden. Entsprechend kann 
eine erhebliche Verschlechterung der lufthy-
gienischen Situation ausgeschlossen wer-
den.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein 
Projekt zur regenerativen Energiegewin-
nung. Der Ausbau der Nutzung solarer 
Strahlungsenergie entspricht dem bundes-
politischen Ziel zur Gestaltung des Klima-
wandels durch Verringerung des CO2-Aus-
stoßes in Prozessen der Energieerzeugung. 
Das Projekt erfüllt damit auch die Anforde-
rungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 

(EEG), das den Ausbau der regenerativen 
Energien fördert.

Auswirkungen auf private Belange

Durch die Planung ergeben sich für die pri-
vaten Grundstückseigentümer keine nega-
tiven Folgen. 

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksich-
tigenden öffentlichen und privaten Belan-
ge gegeneinander und untereinander ge-
recht abgewogen und entsprechend ihrer 
Bedeutung in den vorliegenden vorhaben
bezogenen Bebauungsplan eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zur Gewinnung von rege-
nerativer Energie

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Orts- und 
Landschaftsbildes

•	 Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Belange der Landwirt-
schaft

•	 Keine erheblichen negativen Auswir-
kungen auf die Umwelt

•	 Geringer Erschließungsaufwand: ledig-
lich interne Erschließung und Anschluss 
an Stromnetz erforderlich

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge
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Argumente gegen die Verabschie-
dung des vorhabenbezogenen  
Bebauungsplanes

Zwar gehen durch die Errichtung der Frei-
flächen-Photovoltaik-Anlage gewerbliche 
Bauflächen verloren; allerdings werden die-
se Flächen für eine gewerbliche Nutzung 
nicht mehr benötigt.

Aus Sicht der Kommune überwiegen der 
Klimaschutz und der Ausbau erneuerbarer 
Energien, welche dem Wohl der Allgemein-
heit dienen, als Belange des öffentlichen In-
teresses. Gewerbebetriebe sind nicht exis-
tenziell betroffen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs-
planes wurden die zu beachtenden Belan-
ge in ihrer Gesamtheit untereinander und 
gegeneinander abgewogen. Aufgrund der 
genannten Argumente, die für die Planung 
sprechen, kommt die Gemeinde zu dem Er-
gebnis, dass der Umsetzung der Planung 
nichts entgegensteht.


